
Die Corona-Pandemie führt bei 
den deutschen Kommunen wei-
terhin zu herben Einnahmever-
lusten und zu einer sehr ange-
spannten Haushaltslage. Laut 
einer Umfrage der Prüfungs- und 
Beratungsgesellschaft EY rech-
nen 40 Prozent der Kommunen 
in den alten Bundesländern mit 
einem Anstieg ihrer Verschul-
dung in den kommenden drei 
Jahren und nur 29 Prozent mit 
einer sinkenden Schuldenlast. 
Im Osten Deutschlands wird 
die Lage positiver eingeschätzt: 
Hier rechnen nur 14 Prozent mit 
steigenden und 52 Prozent mit 
sinkenden Schulden.

Immer mehr Kommunen 
erwarten Defizit

Aufgrund hoher Ausgaben und 
teils stark gesunkener Einnah-
men steigt der Anteil der Kom-
munen, die das laufende Jahr 
voraussichtlich mit einem Haus-

erneut an: von 51 auf 55 Prozent. 
Zum Vergleich: Im Vor-Corona-
Jahr 2019 wiesen nur 13 Prozent 
der Kommunen ein Haushalts-

In der Umfrage unter 300 deut-
schen Kommunen mit min-
destens 20.000 Einwohnern 
gaben viele Städte an, dass 
sie aufgrund der schwierigen 
Haushaltslage erneut harte Ein-
schnitte vornehmen und unpo-

-

ten wollen. So planen 26 Prozent 
der Städte und Gemeinden, im 
laufenden und im folgenden 
Jahr kommunale Leistungen 
einzuschränken. Und 70 Prozent 
wollen die kommunalen Steuern 
und Gebühren erhöhen.
“Viele deutsche Kommunen ste-

hen heute mit dem Rücken an 
der Wand – zwar haben Bund 
und Länder im vergangenen 
Jahr mit erheblichen Mitteln ei-
ne Schuldenexplosion aufseiten 
der Kommunen verhindert. Aber 
auch im laufenden Jahr fehlt viel 
Geld in den Kassen der Städte 
und Gemeinden”, sagt Mattias 

Schneider, Partner bei EY und 
Leiter des Bereichs Government 
& Public Sector in Deutschland.
Immer drängender stelle sich 

die Frage nach einer langfristigen 

Kommunen. “Selbst in konjunk-
turell sehr guten Jahren war nur 
ein langsamer Schuldenabbau 
möglich. Die aktuelle Krise zeigt, 

der deutschen Kommunen alles 
andere als nachhaltig ist – und 
dass die Schere zwischen armen 
und reichen Kommunen immer 
weiter auseinandergeht.”

Weiter steigende Schulden 
erwartet 

Viele Städte trauen sich den 
Schuldenabbau aus eigener Kraft 
nicht zu. Mehr als jede dritte 
Gemeinde in Deutschland rech-

net laut Umfrage derzeit nicht 
damit, ihre Schulden aus eigener 
Kraft zurückzahlen zu können. 
Besonders skeptisch zeigten sich 
die Kämmerer von Kommunen, 

ausweisen. Von ihnen geht je-
de zweite Kommune davon aus, 
die Schulden nicht ohne Hilfe 
von Dritten begleichen zu kön-
nen. Auffallend ist auch, dass 
der Anteil der Kommunen, die 
sich den Schuldenabbau aus 
eigener Kraft nicht zutrauen, in 
den alten Bundesländern mit 40 
Prozent deutlich höher ist als in 
den neuen (24 Prozent).

Grundsteuer soll in jeder 
dritten Stadt steigen

Angesichts der schwierigen Fi-
nanzlage plant eine deutliche 
Mehrheit von 70 Prozent, Steu-
ern bzw. Abgaben zu erhöhen. 
Im Vorjahr habe der Anteil bei 
64 Prozent gelegen.
Teurer werden sollen insbe-

sondere die Wasserversorgung 
sowie die Müllabfuhr bei jeweils 
40 Prozent der Kommunen. Ei-
ne Anhebung der Grundsteuer 
planen 32 Prozent, die Gewer-
besteuer soll in 29 Prozent der 
Kommunen angehoben werden; 

-
nigung, die in 28 Prozent der 
Kommunen voraussichtlich teu-
rer wird. Friedhofs- und Park-
gebühren sollen in 18 bzw. 17 
Prozent der Kommunen steigen.

Bei den kommunalen Leistun-
gen ist mit weniger Einsparungen 
zu rechnen – nur 26 Prozent der 
Städte und Gemeinden planen 
neue Einschränkungen des kom-
munalen Angebots. Schneider 

sagt: “Viele Kommunen haben 
ihre freiwilligen Leistungen be-
reits stark reduziert, sodass an 
dieser Stelle kaum noch Einspar-
potenziale bestehen. Besonders 
in strukturschwachen Gegenden 
bieten viele Kommunen inzwi-
schen wenige Leistungen, die 
über das gesetzlich vorgeschrie-

Teufelskreis für klamme 
Kommunen

-
munale Schwimmbad auf der 
Streichliste: 16 Prozent der be-
fragten Städte und Gemeinden 

eingeschränkten Betrieb. In 13 
-

leuchtung gespart werden, jede 
neunte Kommune will Biblio-
theken oder sonstige kulturelle 

“Die Reaktionen auf die kommu-
nale Finanznot sind seit Jahren 
ähnlich: Leistungen werden ge-
strichen und Steuern erhöht”, 
beobachtet Schneider. “Die Folge 

-
dende Kommunen sowohl für 
Bürger als auch für Unternehmen 
immer unattraktiver werden – das 
ist ein Teufelskreis.”

Kommunen reagieren auf Finanznot
Gebührenerhöhungen vor allem bei Wasser, Müll und Grundsteuer

(BS/lkm) Die Corona-Krise hat die finanzielle Schieflage vieler Kommunen verstärkt. Die Mehrheit von ihnen will laut einer Umfrage deshalb ihre 
Steuern erhöhen. Teurer werden sollen zum Beispiel die Wasserversorgung und die Müllabfuhr. Auch örtliche Schwimmbäder sollen geschlossen 
werden.
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Zu einem guten kommunalen 
Immobilienmanagement ge-
hört die Analyse der Aufwen-
dungen und des Werterhalts 
des Immobilienbestandes. Je 
Gebäudekategorie sind die In-
standhaltungsaufwendungen 
zu ermitteln und Referenzwer-
ten gegenüberzustellen. Die Re-
ferenzwerte können mit dem 
analytischen Budgetierungsver-
fahren PABI (Praxisorientierte 
Adaptive Budgetierung von 
I
berechnet werden.
Das PABI-Verfahren wurde 

von Prof. Dr. Carolin Bahr in 
Zusammenarbeit mit dem 
Steinbeis Transferzentrum Bau 
und Facility Management (BFM) 
entwickelt. Es beruht auf einer 
umfassenden Realdatenanalyse 
und 15-jähriger Forschungs-
arbeit.
Werden die Ist-Instandhal-

tungsaufwendungen in Relation 
zu den Soll-Instandhaltungs-
aufwendungen nach dem PABI-
Verfahren gesetzt, lassen sich 
drei Instandhaltungsstrategien 
ableiten: 
1. wertzehrende Instandhal-

tung (0 bis 80 Prozent),
2. werterhaltende Instand-

haltung (über 80 bis 120 
Prozent),

3. wertsteigernde Instandhal-
tung (über 120 Prozent).

Niedrige Instandhaltungsquo-
ten unter 80 Prozent können zu 
einem Wert- und Substanzver-
lust der Gebäude führen. Liegen 
die Instandhaltungsquoten im 
Bereich um 100 Prozent, wird 
eine werterhaltende Instand-
haltungsstrategie verfolgt. Hohe 
Instandhaltungsquoten (über 
120 Prozent) liegen bei wertstei-
gernder Instandhaltungsstrate-
gie vor. Das könnte im Einzelfall 
indes darauf hinweisen, dass 

für einen längeren Zeitraum 
nicht kontinuierlich durchge-

führt wurden und ein Instand-
haltungsstau nun abgebaut 
werden muss.
In der 226. Vergleichenden 

Prüfung “Immobilienmanage-
ment” wurden die Instandhal-
tungsstrategien von 16 Städten 
und Gemeinden analysiert. Die 
jeweilige Instandhaltungsstra-
tegie der Kommune wurde 
übergreifend am Median über 
die Gebäudekategorien abge-
leitet (s. Abbildung).
Erstaunlich war: Zwischen 

den Gebäudekategorien gab 
es erhebliche Unterschiede der 
Erfüllungsgrade. Das kann an 
gezielten Prioritätensetzungen 

-
ren liegen. Insgesamt verfolgten 
13 Kommunen eine wertzehren-
de Instandhaltungsstrategie. 
Nur drei Kommunen hatten 
eine für alle Gebäudekatego-
rien werterhaltende Instand-
haltungsstrategie.
Genau diese empfiehlt die 

Überörtliche Prüfung den 
Kommunen. Hierzu sind im 
Einzelfall die Instandhaltungs-
aufwendungen zu verstetigen 

es ratsam, die Erfüllungsgrade 
zwischen den Gebäudekatego-
rien zu vereinheitlichen und so 
den Gesamtbestand werterhal-
tend zu betreiben. Ausgenom-
men hiervon sind beispiels-
weise Gebäude, die aufgrund 
einer Flächenbedarfsanalyse 

werden sollen. In diesen Ge-
bäuden wäre die Reduktion der 
Instandhaltungsaufwendungen 
nachvollziehbar.
Lesen Sie mehr zum Thema 

“Instandhaltungsstrategien” im 

Kommunalbericht 2021, Hes-

sischer Landtag, Drucksache 

20/6484 vom 19. November 

2021, S. 213 ff. Der vollständige 

Kommunalbericht ist kostenfrei 

unter rechnungshof.hessen.de 

abrufbar.

Instandhaltungsstrategien in Städten und Gemeinden
von Dr. Ulrich Keilmann
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Abbildung: Instandhaltungsstrategien
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Quartiersentwicklung
Handlungsansätze für Kommunen

(BS/Olaf Schnur) Quartiersentwicklung spielt seit vielen Jahren eine 
zentrale Rolle in den Städten und Gemeinden. Mit der Neugliederung der 
Städtebauförderung, der Neuen Leipzig Charta (2020) und dem Memo-
randum “Urbane Resilienz” (2021) wurde das Quartier als Handlungs-
ebene weiter gestärkt und fest im politischen Bezugsrahmen verankert. 
Auch die Transformation der Kommunen zu mehr ökologischer, sozialer 
und ökonomischer Nachhaltigkeit erhält dadurch – ausgehend von der 
Quartiersebene – mehr Gewicht.

Dass es sich bei 
der Quartiersent-
wicklung vor Ort 
um eine überaus 
komplexe Aufga-
be handelt, zeigt 
sich beim näheren 
Hinsehen: Genau-
so unterschiedlich 
wie die Interessen 
und Aufgaben 
der “entwickeln-
den” Akteurinnen und Akteure 
im Quartier – von der Planungs-
amtsleiterin über den Quartiers-
manager, die engagierte Bürgerin 
oder den Projektentwickler bis hin 
zur Sozialarbeiterin – sind deren 
Perspektiven auf das Sujet. Zwar 
dürfte vielen Beteiligten klar sein, 
dass es sich beim Quartiersbegriff 
und dem Quartier um eine “soziale 
Konstruktion” handelt. Wenn das 

als administrativ abgegrenzter 
Planungsraum, als Immobilien-
portfolio oder als lebensweltliches 
Umfeld in Erscheinung treten 
kann, sind Komplikationen vor-
programmiert. Ähnlich wie man 
ein Smartphone mit Apps aus-
statten kann, vermögen wir auch 
das Konzept Quartier mit vielerlei 
Bedeutungen aufzuladen: “Sa-

Areal”, “benachteiligtes Viertel” 
oder “meine Heimat” sind nur ein 
paar mögliche Facetten eines ein-
zigen Quartiers, die gleichzeitig 
und widersprüchlich ihre Wirkung 
entfalten können. Darüber hinaus 
unterscheiden sich Quartiere fak-
tisch voneinander, etwa in Bezug 
auf die Lage, die Eigentümerstruk-

Tatsache, ob es sich um ein Neu-
bau- oder ein Bestandsquartier, 
ein Einfamilienhausgebiet oder 

Dimensionen der Quartiers-
entwicklung

Die Frage, was wir an welchen 
Orten wie entwickeln wollen, hängt 
folglich von vielen Faktoren ab. 
Die klassischen Handlungsfelder 
lassen sich z. B. aus den Verwal-
tungsvereinbarungen der Städte-
bauförderung, den gängigen IHEKs 
und INSEKs oder aus oben ge-
nannten Policy Papers ablesen. 
Was angesichts der enormen Breite 
des Handlungsspektrums manch-
mal wünschenswert wäre, ist eine 
grundlegendere Orientierung, die 
auch gewisse Schwerpunktsetzun-
gen begünstigt. Die nachfolgend 
skizzierten, eng miteinander ver-
wobenen Dimensionen wirken – so 
hat es der Stadtforscher Dieter 

Läpple beschrieben – zusammen 
und “produzieren” Raum. Damit 
lassen sich auch Schnittstellen 
für kommunale Interventionen in 
Quartieren systematisch freilegen:
• Zur baulich-materiellen Di-

mension (1) gehört u.a. das ganze 
Arsenal des Wohnungsneubaus, 
der Sanierung und Modernisie-
rung im Bestand, des baulichen 
Klimaschutzes und der Klimaan-
passung, des Baus von technischer 
und sozialer Infrastruktur bis hin 
zu den Investitionen in die Qualität 
des öffentlichen Raums. All dies 
sind die klassischen Ansätze der 
Städtebauförderung. 
• Zur sozialen Dimension (2) zäh-

len einerseits soziale Praktiken, 
andererseits aber auch Sozial- 
und Milieustrukturen. Kommu-
nen können dazu beitragen, einen 
Ermöglichungsrahmen zu schaf-
fen, etwa für die Entwicklung von 
Nachbarschaft und Kohäsion, zur 
Unterstützung des Austauschs zwi-
schen unterschiedlichen Milieus, 
zur Stärkung von Netzwerken, ins-
besondere von brückenbildendem 

Sozialkapital oder zur Förderung 
von Begegnung und Teilhabe.
• Quartiersentwicklung kann un-

terschiedlich verlaufen, je nach-
dem ob ein Quartiersmanagement 
eingerichtet wird, das eine mo-
derierende Funktion einnimmt, 
ob Beteiligung und Koproduktion 

lokalpolitische Klima ist oder ob 
ressortübergreifendes Denken und 

haben Kommunen auf diese poli-
tisch-regulatorische Dimension (3) 

minder wichtig) ist die symbolische 
Dimension (4). Hierzu lassen sich 
Stimmungen und Atmosphären 
in Quartieren, dominante Narra-

rechnen. Kommunale Handlungs-
möglichkeiten liegen zum Beispiel 
darin, stigmatisierende Diskurse 
und Images zu vermeiden und gege-
benenfalls entgegenzusteuern. Es 
bietet sich auch an, symbolische 
Aneignungsversuche von Gruppen 
im Quartier konstruktiv aufzugrei-

Das Wichtigste an dieser – natür-
lich beliebig erweiterbaren – Auf-
listung ist: Quartiersentwicklung 
wird nur dann gut gelingen, wenn 
alle vier Dimensionen gleicher-

Zusammenhängen wahrgenommen 
werden. So wirken beispielweise 
eine positive Grundstimmung, eine 
kooperative, lokale Akteursland-
schaft, eine aktive Nachbarschaft 
und eine geeignete Förderkulisse 
zusammen und schaffen ein gutes 
Umfeld für kommunale Initiativen 
zur Quartiersentwicklung (ganz an-
ders sieht die Lage bei umgekehrten 
Vorzeichen aus). Es ist ratsam, 
gezielt und systematisch einzelne 
Parameter zu verbessern, um ver-
stärkende Effekte hervorzurufen. 
Man könnte sogar noch grund-

sätzlicher herangehen und sich 
– ähnlich wie Jan Gehl aus der 
Perspektive von Architektur und 
Planung – in erster Linie am 

Verwirklichungschancen und 
Freiheitsgrade

Um den Menschen in den Mittel-
punkt gelingender Quartiersent-
wicklung zu rücken, eignet sich 
kaum ein Ansatz mehr als der 
Capability Approach des Wirt-
schaftsnobelpreisträgers Amar-
tya Sen. Verkürzt gesagt: Folgte 
man diesem Ansatz, konzentrierte 
sich das kommunale Handeln auf 
die Verwirklichungschancen und 
Freiheitsgrade der Menschen. 
Wenn es gelänge, das kommunale 
Handeln noch konsequenter auf 
die Emanzipation der Subjekte 
und deren Miteinander im Quar-
tier auszurichten und daran zu 
messen, führte dies zu einem 
Anstieg wertvoller Selbstwirk-
samkeitserfahrungen – und am 
Ende womöglich zu einer hohen 
sozialen Resilienz, also auch zu 
einer Ausweitung der Handlungs-
spielräume für Kommunen in 
Krisenzeiten wie einer Pandemie. 
Vor allem das Quartier als all-
tagspraktisches Umfeld erscheint 
ganz besonders geeignet, um sol-
che Ziele umzusetzen.

PD Dr. Olaf Schnur leitet den 

Forschungsbereich im vhw 

Bundesverband für Wohnen 

und Stadtentwicklung e. V. in 

Berlin. Weitere Infos: www.

vhw.de, www.quartiersfor

schung.de, www.olaf-schnur.

com .   Foto: BS/Schnur


